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Die Gestaltung des Übergangs von 

akuten Krisen hin zum nachhalti-

gen Staatsaufbau ist eine zentrale 

entwicklungspolitische Aufgabe, 

die angesichts der weltpolitischen 

Lage immer mehr Bedeutung ge-

winnt. Die KfW setzt im Auftrag und 

mit Mitteln der Bundesregierung in 

der Übergangshilfe ein breites 

Spektrum von Maßnahmen um und 

arbeitet dabei je nach Länderkon-

text mit unterschiedlichen Partnern 

zusammen. Das übergeordnete Ziel 

dieser Maßnahmen ist die effektive 

Verzahnung von kurzfristiger Hilfe 

und strukturbildender Entwick-

lungszusammenarbeit (EZ).  

Herausforderung Übergangshilfe  

Die EZ sieht sich in den letzten Jah-

ren mit einer ständig wachsenden 

Zahl von akuten Krisen konfrontiert: 

So haben weltweit die Anzahl und vor 

allem die Intensität der Bürgerkriege 

zuletzt wieder stark zugenommen, 

und es gibt immer mehr lang anhal-

tende, wiederkehrende Krisenherde 

(„protracted crises“). Die unmittelbare 

Folge sind aktuell mehr als 60 Mio. 

Flüchtlinge weltweit – der mit Abstand 

höchste Stand seit dem Ende des 

Zweiten Weltkriegs. Zudem häufen 

sich im Zeichen des Klimawandels 

wetterbedingte Extremereignisse wie 

Dürren, Stürme oder Überflutungen, 

was ebenfalls Millionen von Men-

schen in die Flucht treibt (Ende 2014: 

19,3 Mio. Menschen weltweit). Insge-

samt scheinen Krisen damit der neue 

globale Dauerzustand zu sein („crisis 

is the new normal“). 

Die EZ tut sich z.T. schwer, auf akute 

Krisen eine adäquate Antwort zu fin-

den, da der Fokus oft entweder auf 

schneller humanitärer Hilfe oder lang-

fristigem Strukturaufbau liegt. Weni-

ger Beachtung findet dagegen die 

Gestaltung des Übergangs von einer 

akuten Krisensituation hin zum nach-

haltigen Strukturaufbau. Dies liegt u.a. 

daran, dass die Anforderungen in der 

Übergangshilfe komplex und wider-

sprüchlich sein können: Nachhaltige 

Stabilisierung und Staatsaufbau ge-

lingen vor allem dann, wenn die EZ 

die Strukturen der Partnerländer nutzt 

– gleichzeitig sind staatliche Partner 

aber gerade in den frühen Phasen 

des Übergangs oft nicht handlungsfä-

hig. Zudem ist in akuten Krisen 

schnelle Hilfe gefragt, was aber oft 

nicht mit der Arbeitsweise der Geber 

(langwierige Verfahren) und der Situa-

tion vor Ort (schwache Kapazitäten, 

kritische Sicherheitslage etc.) verein-

bar ist.  

Ungeachtet dieser Schwierigkeiten 

hat sich international die Auffassung 

durchgesetzt, dass Nothilfe und struk-

turbildende EZ besser verzahnt wer-

den müssen („Linking Relief, Rehabili-

tation and Development“, LRRD).  

Die KfW Entwicklungsbank in der 

Übergangshilfe 

Die KfW Entwicklungsbank setzt im 

Auftrag der Bundesregierung eine 

stetig wachsende Anzahl von Vorha-

ben im Bereich der Übergangshilfe 

um. So sind die jährlichen Zusagen in 

Ländern mit akutem Eskalationspo-

tenzial (nach BMZ Krisenfrühwar-

nung) von 0,37 Mrd. EUR im Jahr 

2010 auf 1,39 Mrd. EUR im Jahr 2015 

angestiegen. Der Großteil der aus 

diesen Mitteln finanzierten Vorhaben 

ist der Übergangshilfe zuzurechnen. 

In Übereinstimmung mit der Strategie 
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der Bundesregierung verfolgt die KfW 

bei FZ-Übergangshilfe-Vorhaben das 

Ziel, die Lebensgrundlagen der Bevöl-

kerung zu stabilisieren und ihre Wider-

standsfähigkeit (Resilienz) gegenüber 

Krisen zu stärken. Durch die Verbes-

serung der Lebensbedingungen der 

Bevölkerung sollen zudem staatliche 

Strukturen legitimiert und so ein Bei-

trag zum Staatsaufbau geleistet wer-

den. 

Breites und kontextspezifisches 

Maßnahmenspektrum 

Im Auftrag der Bundesregierung   

finanziert die KfW in der Übergangs-

hilfe ein breites Spektrum an Maß-

nahmen, die dem jeweiligen Länder-

kontext und Bedarf bestmöglich an-

gepasst werden. 

Übergangshilfe nach bewaffneten 

Konflikten: Im Anschluss an bewaff-

nete Konflikte wird versucht, die be-

troffenen Regionen durch die multi-

sektorale Bereitstellung von Basis-

infrastruktur und -dienstleistungen zu 

stabilisieren. Finanziert wird u.a. der 

Wiederaufbau von Schulen, Gesund-

heitsstationen, ländlichen Wegen, 

Brücken und Märkten. Die mit den 

Maßnahmen einhergehende schnelle 

und umfassende Verbesserung der 

Lebensbedingungen erhöht den Wert 

des Friedens für die Bevölkerung 

(Friedensdividende), stärkt das Ver-

trauen in den Staat und leistet so ei-

nen Beitrag zu einem stabilen Frie-

den. Für die beschäftigungsintensive 

Durchführung der Projekte werden 

vorrangig Arbeitskräfte vor Ort einge-

stellt, darunter auch Ex-Kombattanten 

und Flüchtlinge. Dies schafft Ein-

kommen und Beschäftigung und bie-

tet eine Zukunft jenseits der Gewalt. 

Gute Bespiele für diesen Förderan-

satz sind der Friedensfonds in der DR 

Kongo, das Reintegrations- und Wie-

deraufbauprogramm in Liberia, das 

Programm zur armutsorientierten 

Wirtschaftsförderung und zur Frie-

denskonsolidierung in Sierra Leone 

sowie das Stabilisierungsprogramm 

Nordafghanistan, die allesamt im Auf-

trag und mit Mitteln der Bundesregie-

rung finanziert werden.  

Übergangshilfe nach Naturkata-

strophen: Auch im Anschluss an Na-

turkatastrophen ist es das Ziel, die 

betroffenen Regionen durch die 

schnelle Wiederherstellung der wirt-

schaftlichen und sozialen Grundver-

sorgung zu stabilisieren. So wurde als 

Reaktion auf den Taifun Haiyan auf 

den Philippinen im Jahr 2013 z.B. der 

Wiederaufbau von Straßen, Brücken, 

Wasser- und Abwasserversorgungs-

systemen, Krankenhäusern, Schulen 

und Schiffsanlegern finanziert, wäh-

rend in Nepal nach dem Erdbeben im 

Jahr 2015 ein Programm für Investiti-

onen in Gesundheit, Energie und lo-

kale Infrastruktur aufgelegt wurde.  

Im Kontext von Dürrekatastrophen 

liegt der Fokus zunächst auf schneller 

Nahrungsmittelhilfe. Als Antwort auf 

die Dürre am Horn von Afrika im Jahr 

2011 finanzierte die KfW im Auftrag 

der Bundesregierung zunächst sieben 

Nahrungsmittelhilfeprogramme, die in 

enger Kooperation mit dem Welter-

nährungsprogramm (WEP) in fünf 

Ländern (Kenia, Äthiopien, Dschibuti, 

Uganda, Jemen) umgesetzt wurden. 

Von dieser kurzfristigen Hilfe profitier-

ten 8,5 Mio. Menschen. Da es sich bei 

den Dürren am Horn von Afrika um 

ein wiederkehrendes Phänomen han-

delt, wurde gleichzeitig aber auch ein 

längerfristiger Ansatz zur Stärkung 

der Dürreresilienz entwickelt. Dieser 

soll die Ernährungssicherheit gefähr-

deter Gruppen verbessern und Kon-

flikte um knappe natürliche Ressour-

cen (Boden, Wasser etc.) vermeiden. 

Übergangshilfe in Anrainerstaaten: 

In Anrainerstaaten bzw. -regionen, die 

viele Flüchtlinge bzw. Binnenvertrie-

bene aufnehmen, werden Nahrungs-

mittel und soziale Grundversorgungs-

dienste (insbesondere Trinkwasser, 

Basisgesundheit und Grundbildung) 

bereitgestellt. Neben den Flüchtlingen 

selbst werden auch die aufnehmen-

den Gemeinden unterstützt, da deren 

Versorgungsinfrastruktur durch den 

Zustrom der Flüchtlinge oftmals stark 

belastet wird. Die unmittelbare Folge 

sind überlastete Wasser-, Sanitär- 

und Energieversorgungssysteme, 

überfüllte Schulen und Gesundheits-

stationen sowie knapper Wohnraum 

und steigende Mieten. Um die Auf-

nahmebereitschaft in den Gemeinden 

zu sichern und Konflikte zwischen der 

lokalen Bevölkerung und den Flücht-

lingen zu verhindern, werden die Ka-

pazitäten der lokalen Versorgungs-

infrastruktur schnell und umfassend 

erweitert. 

Konkrete Projektbeispiele für diesen 

Ansatz umfassen u.a. Nahrungsmit-

telhilfe für zentralafrikanische Flücht-

linge und aufnehmende Gemeinden in 

der DR Kongo, Grundbildung für Kin-

der in den Flüchtlingslagern Kenias 

sowie Trinkwasserversorgung für syri-

 Friedensfonds – Demokratische 
Republik Kongo 

Die DR Kongo ist seit Jahrzehnten durch 
bewaffnete Konflikte geprägt. Die KfW 
hat im Auftrag der Bundesregierung ge-
meinsam mit der kongolesischen Regie-
rung einen „Friedensfonds“ aufgelegt. 
Eine schnelle und sichtbare Verbesse-
rung der Lebensbedingungen soll dazu 
beitragen, Vertrauen zu gewinnen und 
einen stabilen Frieden zu sichern, insbe-
sondere im Osten des Landes. Bisher 
wurden 46 Einzelvorhaben aus dem 
Fonds finanziert, darunter der Wieder-
aufbau von Schulen, Gesundheitsstatio-
nen, ländlichen Wegen, Brücken und 
Märkten. In der laufenden Projektphase 
seit 2012 werden weitere 20 Einzelvor-
haben umgesetzt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 Quelle: KfW-Bildarchiv / photothek.net 

 Regionalfonds zur Stärkung der 
Dürreresilienz am Horn von Afrika 

Das Vorhaben leistet einen Beitrag zur 
Stärkung der Dürreresilienz der von 
Viehzucht lebenden Bevölkerung in den 
Grenzregionen im Nordosten und Süden 
Äthiopiens. Umgesetzt werden partizipa-
tiv ausgewählte Maßnahmen in den Be-
reichen Wasserversorgung und ländliche 
Infrastruktur, Vieh- und Weidewirtschaft 
sowie zur Schaffung alternativer Ein-
kommensmöglichkeiten und Basisdienst-
leistungen. Diese stärken das Produkti-
onssystem der lokalen Bevölkerung und 
diversifizieren ihre Einkommensbasis. 
Ähnliche Maßnahmen sind in Dschibuti, 
Kenia, Uganda und Somalia vorgesehen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: KfW-Bildarchiv / photothek.net 
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sche Flüchtlinge und aufnehmende 

Gemeinden in Jordanien. 

 Trinkwasserversorgung syrischer 
Flüchtlinge und aufnehmender Ge-
meinden in Jordanien 

Die von der jordanischen Wasserbehörde 
umgesetzte Maßnahme zielt auf eine 
verbesserte Versorgung der aufnehmen-
den Gemeinden und der syrischen 
Flüchtlinge im Norden Jordaniens mit   
hygienisch unbedenklichem Trinkwasser 
ab. Durch die Rehabilitierung und den 
Ausbau von Brunnen und Übertragungs-
leitungen wird zum einen die Wasserpro-
duktion dauerhaft erhöht, zum anderen 
werden bestehende Engpässe in der Ver-
teilungsinfrastruktur beseitigt. Die durch 
das Vorhaben bereitgestellte Was-
sermenge deckt den täglichen Bedarf von 
insgesamt 785.000 Einwohnern und 
Flüchtlingen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: KfW-Bildarchiv / photothek.net 

Passgenaue Umsetzungspartner 

Die KfW arbeitet in der Übergangshil-

fe mit einer Vielzahl von Umsetzungs-

partnern zusammen. Sind staatliche 

Strukturen in der Krisenregion nicht 

oder nur sehr eingeschränkt hand-

lungsfähig, wird häufig zunächst über 

nicht-staatliche Umsetzungspartner 

(UN-Organisationen, NRO) oder Multi 

Donor Trust Funds (MDTF) umge-

setzt. Sobald staatliche Umsetzungs-

partner ausreichend handlungsfähig 

sind, wird zunehmend mit diesen zu-

sammengearbeitet.  

UN-Organisationen: Ein wichtiger 

Partner in der Übergangshilfe sind 

UN-Organisationen, die vor Ort meist 

über eine gute Infrastruktur verfügen 

und daher schnell wirksame Maß-

nahmen umsetzen können. Die KfW 

unterstützt die UN-Organisationen bei 

der Konzeption der Vorhaben (u.a. 

durch Einbeziehung ihrer Techni-

schen Sachverständigen), sorgt für 

eine unabhängige Überprüfung von 

Leistungen und Wirkungen und ge-

währleistet die Sichtbarkeit der deut-

schen Beiträge. 

UN-Organisationen als Umsetzungs-

partner der KfW haben im Kontext der 

Flüchtlingskrise an Bedeutung ge-

wonnen, insbesondere im Nahen und 

Mittleren Osten, aber auch in Sub-

Sahara Afrika. Zu den neueren Pro-

jektbeispielen zählen u.a. das Krisen- 

und Resilienzprogramm im Irak (mit 

UNDP), das Krisenprogramm für Bil-

dung und Kindergesundheit im Jemen 

(mit UNICEF) sowie Nahrungsmittel-

hilfe für burundische Flüchtlinge in 

Tansania (mit WEP). 

 Libanon: Krisenintervention Syri-
sche Flüchtlinge (UNICEF)  

Ziel des Vorhabens ist die Verbesserung 
der Basisinfrastruktur und des Zugangs 
der Flüchtlinge zu Grundbildung, nach-
haltiger Wasser- und Sanitärversorgung, 
Kinderhilfsmaßnahmen und -betreuung. 
Die Maßnahmen fokussieren auf Gebiete 
mit hoher Flüchtlingspräsenz. Die Ziel-
gruppe besteht sowohl aus syrischen 
Flüchtlingen in Lagern und Kommunen 
sowie der einheimischen Bevölkerung in 
den aufnehmenden Kommunen. 
 

 

 
Quelle: KfW-Bildarchiv / photothek.net 

NRO: Auch mit lokalen und internati-

onalen NRO wird in der Übergangshil-

fe häufig zusammengearbeitet. Diese 

genießen aufgrund ihrer meist lang-

zeitigen Präsenz vor Ort oft das Ver-

trauen der lokalen Bevölkerung und 

haben etablierte Strukturen aufge-

baut, über die sie auch sehr kleinteili-

ge Maßnahmen schnell und zielgrup-

pennah umsetzen können.  

Die Zusammenarbeit mit NRO hat 

sich u.a. in der Übergangshilfe nach 

bewaffneten Konflikten bewährt. So 

sind NRO für die Umsetzung des 

Friedensfonds in der DR Kongo, des 

Reintegrations- und Wiederaufbau-

programms in Liberia (beide Welthun-

gerhilfe) sowie des Stabilisierungs-

programms Nordafghanistan (Aga 

Khan) verantwortlich. Ein neueres 

Beispiel ist ein Vorhaben im Südsu-

dan, wo die französische NRO AC-

TED im Auftrag der deutschen EZ 

Infrastrukturmaßnahmen zur Verbes-

serung der Lebensgrundlagen in Ge-

bieten mit hohen Flüchtlingsströmen 

durchführt.  

Eine innovative Form der Zusammen-

arbeit mit NRO ist die von der Bun-

desregierung finanzierte und von der 

KfW strukturierte PATRIP-Stiftung 

(Pakistan Afghanistan Tajikistan Re-

gional Integration Programme). Die 

Stiftung finanziert multisektorale Infra-

strukturvorhaben in den Grenzregio-

nen Afghanistans mit Pakistan und 

Tadschikistan, die lokale NRO umset-

zen. Die privatrechtliche Natur der 

Stiftung begünstigt die vergleichswei-

se schnelle und flexible Durchführung 

von Einzelmaßnahmen.  

Multi Donor Trust Funds (MDTF): 

MDTF sind ein weiteres typisches 

Instrument der Überganghilfe in Kri-

senländern mit schwachen staatlichen 

Strukturen. Bei MDTF als einer Aus-

prägung der Korbfinanzierung zahlen 

mehrere Geber Mittel in einen Fonds 

ein, den ein Mandatsträger (i.d.R. 

Weltbank/ UN) verwaltet. Aus dem 

Fonds können sehr umfangreiche, 

auch multisektorale Programme 

durchgeführt werden. Auch die oft-

mals benötigte Finanzierung öffentli-

cher Gehälter und sonstiger laufender 

Kosten der Regierungen ist über die-

ses Instrument möglich. MDTF bün-

deln die Risiken für einzelne Geber 

und entlasten die schwachen Kapazi-

täten der Partnerländer. 

 

 Afghanistan Reconstruction Trust 
Fund (ARTF) 

Der ARTF ist der zentrale multilaterale 
Treuhandfonds für den zivilen Wieder-
aufbau Afghanistans, welchen die Welt-
bank in Kabul verwaltet, und in den das 
BMZ über die KfW einzahlt.  Finanziert 
werden laufende Kosten des afghani-
schen Regierungs- und Verwaltungsap-
parats (Recurrent Cost Window) sowie 
Entwicklungs- und Infrastrukturmaßnah-
men entsprechend nationaler Prioritäten 
(Investment Window). Neben der Welt-
bank sind inzwischen 33 Geber am 
ARTF beteiligt.  

 

 

 
    Quelle: KfW-Bildarchiv / photothek.net 
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In den meisten Fällen zahlt das BMZ 

über die KfW in von anderen Gebern 

verwaltete MDTF ein. Beispiele um-

fassen u.a. den Afghanistan 

Reconstruction Trust Fund (ARTF), 

den Liberia Reconstruction Trust Fund 

(LRTF) (beide Weltbank) sowie den 

Bêkou Trust Fund für die Zentralafri-

kanische Republik (EU). Der von der 

deutschen Bundesregierung finanzier-

te Syria Recovery Trust Fund (SRTF) 

wurde dagegen unter Federführung 

der KfW eingerichtet, die hier selbst 

als Fondsverwalter fungiert. 

 Syria Recovery Trust Fund (SRTF) 

Der SRTF zielt darauf ab, in den von der 
moderaten syrischen Opposition kontrol-
lierten Gebieten in Syrien über Stabilisie-
rungs- und Wiederaufbaumaßnahmen 
eine Grundversorgung mit Basisdienst-
leistungen sicherzustellen (v.a. Gesund-
heit, Wasser, Energie, Nahrungsmittel). 
Damit soll die Situation vor Ort stabilisiert 
und der Bevölkerung wieder eine Per-
spektive im eigenen Land eröffnet wer-
den. Am SRTF sind inzwischen 14 Län-
der beteiligt, die zusammen 120 Mio. 
EUR beitragen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: KfW Bildarchiv / photothek.net 

Staatliche Partner: Die Zusammen-

arbeit mit staatlichen Partnern ist das 

klassische Kooperationsmodell der 

KfW. Sie sichert die Ausrichtung an 

Prioritäten des Partners, ermöglicht 

eine Nutzung der Ländersysteme und 

befördert die Nachhaltigkeit der Maß-

nahmen. Wenn es die Kapazitäten 

der staatlichen Strukturen erlauben, 

werden unsere Vorhaben daher auch 

in der Übergangshilfe bevorzugt über 

staatliche Partner umgesetzt.  

Ein Beispiel ist das Programm für 

armutsorientierte Wirtschaftsförde-

rung zur Friedenskonsolidierung in 

Sierra Leone, das Beschäftigung ent-

lang landwirtschaftlicher Wertschöp-

fungsketten fördert und von der Nati-

onal Commission for Social Action 

(NaCSA) umgesetzt wird. Und auch 

die Wiederaufbaumaßnahmen nach 

dem Taifun Haiyan auf den Philippi-

nen (2013) und dem Erdbeben in Ne-

pal (2015) führen jeweils staatliche 

Träger durch.  

Ein interessanter Sonderfall der Um-

setzung über staatliche Partner ist 

das Reformprogramm zur Unterstüt-

zung des Friedenprozesses in Kolum-

bien, das über ein PBL-Instrument 

(Policy Based Lending) die Friedens-

bemühungen der kolumbianischen 

Regierung unterstützt. 

 

Die Verzahnung von Übergangs-

hilfe und struktureller EZ 

Die „Ultima Ratio“ der Übergangshilfe 

ist, kurzfristige Hilfsmaßnahmen effek-

tiv mit längerfristigen und strukturbil-

denden Ansätzen zu verknüpfen. 

In einigen Fällen erfolgt diese Ver-

zahnung von Übergangshilfe und 

struktureller EZ im Rahmen einzelner 

Vorhaben. Ein gutes Beispiel in die-

sem Kontext ist das über die Welt-

hungerhilfe umgesetzte Reintegrati-

ons- und Wiederaufbauprogramm in 

Liberia. Während in den ersten beiden 

Phasen des Programms die schnelle 

Wirksamkeit der Maßnahmen im Vor-

dergrund stand, änderte sich dies mit 

der zunehmenden Stabilisierung der 

Region. Inzwischen geht es insbe-

sondere darum, dauerhafte Strukturen 

aufzubauen und nachhaltige Lösun-

gen zu fördern. Konkret werden lokale 

Behörden in Auswahl und Umsetzung 

der Einzelmaßnahmen stärker einge-

bunden. Intensivtrainings für Nutzer 

ermöglichen es der Bevölkerung, sich 

aktiv zu beteiligen. Aktivitäten werden 

verstärkt in Kooperation mit lokalen 

Organisationen durchgeführt, die bei 

ihrer Weiterentwicklung von der Welt-

hungerhilfe unterstützt werden. Eine 

sehr ähnliche Entwicklung hat der 

Friedensfonds in der DR Kongo 

durchlaufen. In solchen Fällen über-

nimmt die KfW eine wichtige Schar-

nierfunktion zwischen staatlichen und 

nicht-staatlichen Partnern. 

In anderen Fällen werden auf schnell 

wirksame Hilfe ausgerichtete Projekte 

systematisch mit strukturbildenden 

Vorhaben verzahnt. Ein gutes Beispiel 

für diese Strategie ist die Antwort auf 

die Dürre am Horn von Afrika im Jahr 

2011: Neben schneller und flexibler 

Nahrungsmittelhilfe über UN-

Organisationen wurde gleichzeitig ein 

regional ausgerichteter Dürreresilienz-

fonds aufgesetzt, der strukturbildend 

über staatliche Partner umgesetzt 

wird.  

Und auch im Kontext der Syrienkrise 

wird die kurz- und mittelfristige Unter-

stützung von Flüchtlingen und auf-

nehmenden Gemeinden über UN-

Organisationen durch längerfristig 

angelegte Vorhaben ergänzt, die 

staatliche Umsetzungspartner in die 

Lage versetzt, die aufgebaute Versor-

gungsinfrastruktur auch selbst dauer-

haft zu betreiben. 

 

 

 Reformprogramm zur Unterstüt-
zung des Friedenprozesses in Kolum-
bien 

In Kolumbien werden über einen Förder- 
und zwei Entwicklungskredite die Frie-
densbemühungen der kolumbianischen 
Regierung unterstützt. Das Sektorreform-
programm zur Unterstützung des Frie-
densprozesses umfasst u.a. Opfer-
Entschädigungsleistungen wie z.B. die 
Landrückgabe an Binnenvertriebene, 
Konfliktprävention, Demobilisierung und 
Reintegration sowie alternative Beschäf-
tigungsmöglichkeiten und Ausbildungs-
angebote für Ex-Kombattanten. Die Aus-
zahlung der Mittel ist an die Erfüllung 
vereinbarter Reformschritte zur Frie-
densentwicklung gekoppelt. 
 

     
      
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
         Quelle: Fotolia.com / diegocardini 
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